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Stand: 10/2021

Allgemeine Vertragsbedingungen fü r die Corporate Card, 
Business Card und Mastercard TravelCard der Degussa Bank 
AG, Theodor-Heuss-Allee 74, 60486 Frankfurt am Main

1  Verwendungsmöglichkeiten der Corporate Card / Business Card / 
Mastercard TravelCard

1.1 Mit der von der Degussa Bank AG (nachfolgend: „Bank“) ausgegebenen 
Corporate Card, Business Cards oder Mastercard TravelCard (alle 3 Kartenty-
pen gemeinsam nachfolgend: „Kreditkarte“) kann der Inhaber der Kreditkarte 
(nachfolgend: „Karteninhaber“) im Inland und als weitere Dienstleistung auch 
im Ausland
  bei Mastercard- oder Visa-Akzeptanzstellen Waren und Dienstleistungen bar-

geldlos beziehen
und

  darüber hinaus als weitere Dienstleistung an Geldausgabeautomaten sowie 
an Kassen von Kreditinstituten Bargeld beziehen (Bargeldservice); über die 
Höchstbeträge beim Bezug von Bargeld wird der Karteninhaber gesondert un-
terrichtet.

1.2 Soweit mit der Kreditkarte zusätzliche Leistungen (z. B. Versicherungen) 
verbunden sind, wird der Karteninhaber hierüber gesondert informiert.

1.3 Im Einzelfall kann die Bank die Verwendung der Kreditkarte von ihrer 
Zustimmung abhängig machen, z. B. wenn der Karteninhaber mit seinen 
Zahlungsverpflichtungen gemäß Ziffer 6 gegenüber der Bank in Verzug gerät.

1.4 Die Kreditkarte ist ausschließlich für geschäftliche Zwecke zu nutzen.

1.5 Besteht bei einer Corporate Card, einer Business Card oder einer Master-
card TravelCard, ein Kooperations- oder Rahmenvertrag zwischen der Bank 
und dem Arbeitgeber des Karteninhabers oder einem mit dem Arbeitgeber 
verbundenen Unter nehmen ist die Erteilung und Verwendung der Kreditkarte 
von der Tätigkeit des Karteninhabers bei seinem Arbeitgeber abhängig. Schei-
det der Karteninhaber aus dem Kreis der Berechtigten aus, so ist er verpflich-
tet, die Kreditkarte an die Bank zurückzu geben. Sollte der Karteninhaber dies 
versäumen, so ist die Bank berechtigt, die Kreditkarte zu sperren.

2 Bedingungen für die Kreditkarte

Für die Nutzung von Geldausgabeautomaten und von automatisierten Kassen 
wird dem Karteninhaber eine persönliche Geheimzahl (PIN) zur Verfügung ge-
stellt. Die Karte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten Kassen, an 
denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Karte die PIN eingegeben 
werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, wenn die PIN dreimal hinter-
einander falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem 
Fall mit seiner Bank, möglichst mit der kontofü hrenden Stelle, in Verbindung 
setzen.

3 Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber

(1) Bei Nutzung der Kreditkarte ist entweder
    ein Beleg zu unterschreiben, auf den das Vertragsunternehmen die Karten-

daten übertragen hat, oder
    an Geldautomaten und automatisierten Kassen die PIN einzugeben. Nach

vorheriger Abstimmung zwischen Karteninhaber und Vertragsunternehmen 
kann der Karteninhaber – insbesondere zur Beschleunigung eines Geschäfts-– insbesondere zur Beschleunigung eines Geschäfts-–
vorfalls im Rahmen eines fernmündlichen Kontakts – ausnahmsweise darauf– ausnahmsweise darauf –
verzichten, den Beleg zu unterzeichnen und stattdessen lediglich seine Kre-
ditkartennummer angeben. Beim Karteneinsatz an automatisierten Kassen
kann von der Eingabe der PIN abgesehen werden:

    zur Bezahlung von Verkehrsnutzungsentgelten oder Parkgebühren an unbe-
aufsichtigten automatisierten Kassen.

   zur kontaktlosen Bezahlung von Kleinbeträgen. Hierbei ist die Kreditkarte
mit Kontaktlosfunktion an ein Kartenlesegerät zu halten. Es gelten die von
der Bank festgelegten Betrags- und Nutzungsgrenzen. Bei Online-Bezahl-
vorgängen erfolgt die Authentifizierung des Karteninhabers, indem er auf
Anforderung die gesondert vereinbarten Authentifizierungselemente ein-
setzt. Authentifizierungselemente sind

    Wissenselemente (etwas, das der Karteninhaber weiß, z. B. Online-Passwort),
   Besitzelemente (etwas, das der Karteninhaber besitzt, z. B. mobiles Endgerät

zur Erzeugung zum Empfang von einmal verwendbaren Transaktionsnum-
mern (TAN) als Besitznachweis) oder

    Seinselemente (etwas, das der Karteninhaber ist, z. B. Fingerabdruck).

(2) Mit dem Einsatz der Karte erteilt der Karteninhaber die Zustimmung 
(Autorisierung) zur Ausführung der Kartenzahlung. Soweit dafür zusätzlich die 
Unterschrift, eine PIN oder ein sonstiges Authentifizierungselement gefordert 
wird, wird die Zustimmung erst mit deren Einsatz erteilt. Nach der Erteilung der 
Zustimmung kann der Karteninhaber die Kartenzahlung nicht mehr widerrufen. 
In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, 
dass die Bank die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendigen perso-
nenbezogenen Daten des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert.

(3) Kontrollpflichten bei Online-Bezahlvorgängen
Sollten bei Online-Bezahlvorgängen an den Karteninhaber Angaben zum Zahlungs-
vorgang (z.B. der Name des Vertragsunternehmens und der Verfügungsbetrag)
mitgeteilt werden, sind diese Daten vom Karteninhaber auf Richtigkeit zu prüfen.

4 Verfügungsrahmen

4.1 Die Kartenverwendung ist nur innerhalb des eingeräumten und mitgeteil-
ten Verfügungsrahmens zulässig. Der Karteninhaber darf von der Kreditkar-
te nur Gebrauch machen, wenn Umsätze mit der Kreditkarte (nachfolgend: 
„Kartenumsätze“) seinem Konto innerhalb seines Guthabenrahmens oder in-
nerhalb eines vorher von der Bank für das Kreditkartenkonto eingeräumten 
Kreditrahmens belastet werden können und er nach seinen gesamten Ein-
kommens- und Vermögensverhältnissen in der Lage ist, seine Verbindlichkei-
ten gegenüber der Bank vollständig und fristgemäß zu erfüllen.

4.2 Der Verfügungsrahmen kann durch einvernehmliche Erklärung von Kar-
teninhaber und Bank erhöht werden. Soweit der Arbeitgeber des Kartenin-
habers rechtsverbindlich gegenüber der Bank die Haftung für die Verbind-
lichkeiten aus der Verwendung der Kreditkarte übernommen hat, bedarf die 
Erhöhung des Verfügungsrahmens zusätzlich der Zustimmung des Arbeitge-
bers des Karteninhabers. Die Genehmigung einzelner über den vereinbarten 
Verfügungsrahmen hinausgehender Kartenumsätze durch die Bank stellt kei-
ne Erhöhung des Verfügungsrahmens dar, sondern erfolgt in der Erwartung, 
dass der Karteninhaber zum Zeitpunkt der Buchung des Kreditkartenumsat-
zes für entsprechende Deckung auf seinem Konto sorgt.

4.3 Die Bank ist berechtigt, bei Vorliegen eines wichtigen Grundes den Verfü-
gungsrahmen einseitig zu reduzieren.

5 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

5.1 Der Karteninhaber hat die Kreditkarte nach Erhalt unverzüglich auf dem Un-
terschriftsfeld zu unterschreiben und sie mit besonderer Sorgfalt aufzubewah-
ren. Denn jede Person, die im Besitz der Kreditkarte ist, hat die Möglichkeit, 
mit ihr missbräuchliche Verfügungen zu tätigen.

5.2 Der Karteninhaber hat auch dafür Sorge zu tragen, dass keine 
andere Person Kenntnis von seiner PIN erlangt. Die PIN darf insbesondere
nicht auf der Kreditkarte vermerkt oder in anderer Weise zusammen
mit dieser aufbewahrt werden. Denn jede Person, die im Besitz der Kredit-
karte ist und die PIN kennt, hat auch die Möglichkeit, zusammen mit PIN 
und Kreditkarte Verfügungen zu tätigen (z. B. Geld am Geldausgabeautomaten 
abzuheben oder Online-Bezahlvorgänge auszulösen).

5.3 Schutz der Authentifizierungselemente fü r Online-Bezahlvorgänge. 
Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine mit 
der Bank vereinbarten Authentifizierungselemente fü r Online-Bezahlvorgänge 
(siehe Nummer 3 Absatz 1 letzter Unterabsatz dieser Bedingungen) vor unbe-
fugtem Zugriff zu schü tzen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die Authentifi-
zierungselemente fü r Online-Bezahlvorgänge missbräuchlich verwendet oder 
in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt werden. Zum Schutz der einzelnen 
Authentifizierungselemente fü r Online-Bezahlvorgänge hat der Karteninhaber 
vor allem Folgendes zu beachten: 
(a) Wissenselemente, wie z.B. das Online-Passwort, sind geheim zu halten; sie 
dü rfen insbesondere
    nicht mü ndlich (z.B. telefonisch oder persönlich) mit geteilt werden,
   nicht außerhalb von Online-Bezahlvorgängen in Textform (z.B. per E-Mail 

oder Messenger-Dienst) weiter gegeben werden,
   nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z.B. Speicherung des On-

line-Passworts im Klartext im mobilen Endgerät) werden und 
    nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Ge-

rät aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. mobiles Endgerät) oder 
zur Prü fung des Seinselements (z.B. mobiles Endgerät mit Anwendung fü r 
Kreditkartenzahlung und Fingerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie z.B. ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch zu 
schü tzen, insbesondere 
   ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerät 

des Karteninhabers (z.B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können,
    ist dafü r Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerät 

(z.B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung fü r Kreditkartenzahlungen (z.B. 
Karten-App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen können,

   ist die Anwendung fü r Online-Bezahlvorgänge (z.B. Karten-App, Authentifi-
zierungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teilnehmers zu deaktivieren, 
bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerät aufgibt (z.B. 
durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons) und

    dü rfen  die  Nachweise des Besitzelements (z.B. TAN) nicht außerhalb der 
Online-Bezahlvorgänge mü ndlich (z.B. per Telefon) oder in Textform (z.B. 
per E-Mail, Messenger-Dienst) weiter gegeben werden.

(c) Seinselemente, wie z.B. Fingerabdruck des Karteninhabers, dü rfen auf 
einem mobilen Endgerät des Karteninhabers fü r Online-Bezahlvorgän-
ge nur dann als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf 
dem mobilen Endgerät keine Seinselemente anderer Personen gespei-
chert sind. Sind auf dem mobilen Endgerät, fü r das Online-Bezahlvorgän-
ge genutzt werden, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist fü r 
Online-Bezahlvorgänge das von der Bank ausgegebene Wissenselement (z.B. 
Online-Passwort) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerät gespei-
cherte Seinselement.
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5.4 Stellt der Karteninhaber den Verlust seiner Kreditkarte oder missbräuchli-
che Verwendungen mit seiner Kreditkarte fest, so hat er die Bank oder die von 
der Bank beauftragte Stelle unverzüglich zu unterrichten, um die Kreditkarte 
sperren zu lassen. Erhält der Karteninhaber Kenntnis von einer missbräuchli-
chen Verwendung oder einem Diebstahl seiner Kreditkarte durch Dritte, hat er 
Anzeige bei der Polizei zu erstatten.

6 Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers

6.1 Die Bank ist verpflichtet, für Rechnung des Karteninhabers von Akzeptanz-
stellen erhobene Ansprüche zu erfüllen, die der Karteninhaber mittels Verwen-
dung der Kreditkarte nach Ziffer 3 verursacht hat. Dies gilt nicht, wenn für die 
Bank offensichtlich ist, dass der von der Akzeptanzstelle erhobene Anspruch 
aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht besteht, wenn der von der 
Bank gemäß Ziffer 4 eingeräumte Verfügungsrahmen überschritten wird oder 
wenn die Kreditkarte gesperrt ist. Der Karteninhaber ist verpflichtet, der Bank 
vorbehaltlich des Satzes 2 alle Leistungen, die sie gemäß Satz 1 erbracht hat, 
sowie die hierfür vereinbarten Zinssätze, Gebühren und Entgelte gemäß Ziffer 
15 zu erstatten.

6.2 Die einzelnen Zahlungsansprüche der Bank werden dem Karteninhaber 
monatlich in Rechnung gestellt und sind mit Zugang der Rechnung fällig. Die 
fälligen Zahlungsansprüche belastet die Bank gemäß der vom Karteninhaber 
erteilten SEPA-Basislastschrift dem Konto des Karteninhabers. Werden die 
Zahlungsansprüche der Bank nicht innerhalb einer Frist von 28 Tagen nach 
Fälligkeit ausgeglichen, gerät der Karteninhaber ohne Mahnung in Verzug. 
Die monatliche Kreditkartenabrechnung kann unterbleiben, wenn kein Kar-
tenumsatz angefallen ist.

6.3 Besteht ein Zahlungsrückstand, kann die Bank die unter Ziffer 1 Absatz 3 
bezeichnete Einwilligung verweigern.

7  Ausführungsfrist

Der Zahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfänger ausgelöst. Nach Zu-
gang des Zahlungsauftrages bei der Bank ist diese verpflichtet sicherzu-
stellen, dass der Kartenzahlungsbetrag spätestens an dem im (Preis- und 
Leistungsverzeichnis) angegebenen Zeitpunkt beim Zahlungsdienstleister
des Zahlungsempfängers eingeht.

7.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfü gung. Im Falle einer 
nicht autorisierten Kartenverfü gung in Form 
    der Abhebung von Bargeld oder 
    der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunternehmen hat die Bank 

gegen den Karteninhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwen-
dungen. Die Bank ist verpflichtet, dem Karteninhaber den Betrag unge-
kü rzt zu erstatten. Wurde der Betrag einem Konto belastet, bringt die Bank 
dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht autorisierte 
Kartenverfü gung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis 
zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu 
erfü llen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, 
dass die Kartenzahlung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Wei-
se davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde 
berechtigte Grü nde fü r den Verdacht, dass ein betrü gerisches Verhalten 
des Karteninhabers vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Ver-
pflichtung aus Satz 2 unverzü glich zu prü fen und zu erfü llen, wenn sich der 
Betrugsverdacht nicht bestätigt.

7.1.2 Ansprü che bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Aus-
fü hrung einer autorisierten Kartenverfü gung
(1)  Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfü hrung einer autori-

sierten Kartenverfü gung in Form
    der Abhebung von Bargeld oder
    der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunternehmen kann der 

Karteninhaber von der Bank die unverzü gliche und ungekü rzte Er-
stattung des Verfü gungsbetrages insoweit verlangen, als die Karten-
verfü gung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag ei-
nem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf 
dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfü gung 
befunden hätte.

(2)  Der Karteninhaber kann ü ber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstatt-
ung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammen-
hang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfü hrung der autorisierten 
Kartenverfü gung in Rechnung gestellt oder seinem Konto belastet wurden.
(3)  Geht der Zahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers erst nach Ablauf der Ausfü hrungsfrist in Nummer 7 ein,  kann der 
Zahlungsempfänger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser 
die Gutschrift des Zahlungsbetrages auf dem Konto des Zahlungsempfängers 
so vornimmt, als sei die Kartenzahlung ordnungsgemäß ausgefü hrt worden. 
Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht wenn der Karteninhaber kein Verbraucher ist.
(4)  Wurde eine autorisierte Kartenverfü gung nicht oder fehlerhaft ausge-
fü hrt, wird die Bank die Kartenverfü gung auf Verlangen des Karteninhabers 
nachvollziehen und ihn ü ber das Ergebnis unterrichten.

7.1.3 Schadensersatzansprü che des Karteninhabers aufgrund einer nicht 
autorisierten oder einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfü hrung 
einer autorisierten Kartenverfü gung
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfü gung oder im Falle einer nicht 
erfolgten, fehlerhaften oder verspäteten Ausfü hrung einer autorisierten Kar-
tenverfü gung kann der Karteninhaber von der Bank einen Schaden, der nicht 
bereits von Nummer I.7.1 und I.7.1.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank 
hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last 
fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche 
Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber 
vorgegeben hat.
Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbraucher oder 
erfolgt der Einsatz der Karte in einem Land außerhalb Deutschlands und des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, beschränkt sich die Haftung der Bank fü r 
das Verschulden einer an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten 
Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. 
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschul-
dens, in welchem Umfang Bank und Karteninhaber den Schaden zu tragen 
haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenverfü -
gung begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht 
    fü r nicht autorisierte Kartenverfü gungen, 
    bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
    fü r Gefahren, die die Bank besonders ü bernommen hat, und
   fü r  den  dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, wenn der Karten-

inhaber Verbraucher ist.

7.1.4 Frist fü r die Geltendmachung von Ansprü chen nach Nummern 7.1 
bis 7.1.3
Ansprü che gegen die Bank nach Nummern 7.1 bis 7.1.3 sind ausgeschlossen, 
wenn der Karteninhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag 
der Belastung mit der Kartenverfü gung darü ber unterrichtet hat, dass es sich 
um eine nicht autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfü gung 
handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den 
Karteninhaber ü ber die aus der Kartenverfü gung resultierende Belastungsbu-
chung entsprechend dem fü r Umsatzinformationen vereinbarten Weg, spä-
testens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; 
anderenfalls ist fü r den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. 
Haftungsansprü che nach Nummer 7.1.3 kann der Karteninhaber auch nach 
Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der 
Einhaltung dieser Frist verhindert war.

7.2 Erstattungsanspruch bei autorisierter Kartenverfügung ohne genaue 
Betragsangabe und Frist für die Geltendmachung des Anspruchs
(1) Der Karteninhaber kann von der Bank die unverzügliche und ungekürzte 
Erstattung des Verfügungsbetrages verlangen, wenn er eine Kartenverfügung 
bei einem Vertragsunternehmen in der Weise autorisiert hat, dass
    bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und
   der Zahlungsvorgang den Betrag übersteigt, den der Karteninhaber ent-

sprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, dem Inhalt des Karten-
vertrages und den jeweiligen Umständen des Einzelfalles hätte erwarten 
können; mit einem etwaigen Währungsumtausch zusammenhängende 
Gründe bleiben außer Betracht, wenn der vereinbarte Referenzwechselkurs 
zugrunde gelegt wurde.

Der Karteninhaber ist verpflichtet, gegenüber der Bank die Sachumstände 
darzulegen, aus denen er seinen Erstattungsanspruch herleitet.
(2) Der Anspruch auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er nicht innerhalb 
von acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Belastung des Umsatzes auf dem 
Abrechnungskonto gegenüber der Bank geltend gemacht wird.

7.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
Ansprü che des Karteninhabers gegen die Bank nach Nummern 7.1 bis 7.3 sind 
ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begrü ndenden Umstände
    auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf 

das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der 
gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können, oder

    von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefü hrt 
wurden.

8 Fremdwährungsumrechnung beim Auslandseinsatz
Nutzt der Karteninhaber die Karte für Verfügungen, die nicht auf Euro lauten, 
wird das Konto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung des Kurses bei 
Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus dem „Preis und Leistungsverzeich-
nis“. Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referen-
zwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des 
Karteninhabers wirksam.

9 Reklamationen und Beanstandungen

Reklamationen und Beanstandungen aus dem Vertragsverhältnis zwischen 
Karteninhaber und Akzeptanzstelle sind unmittelbar zwischen diesen zu klä-
ren und können von dem Karteninhaber nur im Verhältnis zur Akzeptanzstelle 
geltend gemacht werden. Solche Einwendungen und Beanstandungen berüh-
ren nicht die Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers nach Ziffer 6 dieser 
Bedingungen.
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10 Haftung des Karteninhabers für nicht autorisierte Kartenverfügungen

10.1 Haftung des Karteninhabers bis zur Sperranzeige
(1) Verliert der Karteninhaber seine Karte oder PIN, werden sie ihm gestoh-
len, kommen sie ihm sonst abhanden oder wird die Karte sonst missbräuch-
lich verwendet und kommt es dadurch zu nicht autorisierten Kartenverfü-
gungen in Form
  der Abhebung von Bargeld oder
  der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunternehmen,so haftet der 

Karteninhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige ver-
ursacht werden, in Höhe von maximal 50 Euro, ohne dass es darauf an-
kommt, ob den Karteninhaber an dem Verlust, Diebstahl oder sonstigen 
Abhandenkommen oder sonstigem Missbrauch ein Verschulden trifft.

(2) Der Karteninhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn
  es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhan- 

denkommen oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung der Karte 
vor dem nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

  der Verlust der Karte durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweig-
niederlassung der Bank oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der 
Bank ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Verfü gungen und 
hat der Karteninhaber in betrü gerischer Absicht gehandelt oder seine Sorg-
faltspflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt, trägt der Karteninhaber den hierdurch entstandenen Schaden in vollem 
Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann 
vorliegen, wenn
   er den Verlust oder den Diebstahl der Karte oder die missbräuchlich

Verfü gung der Bank* oder einer Mastercard/Visa Karte-Repräsentanz 
schuldhaft nicht unverzü glich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kennt-
nis erlangt hat,

  die persönliche Geheimzahl auf der Karte vermerkt oder zusammen mit 
der Karte verwahrt war (z.B. im Originalbrief, in dem sie dem Karteninha-
ber mitgeteilt wurde),

  die persönliche Geheimzahl einer anderen Person mitgeteilt und der 
Missbrauch dadurch verursacht wurde.

(4)  Die Haftung fü r Schäden, die innerhalb des Zeitraums, fü r den der Verfü -
gungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den fü r die 
Karte geltenden Verfü gungsrahmen.
(5)  Der Karteninhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absätzen 
1, 3 und 4 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nicht ab-
geben konnte, weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der 
Sperranzeige sichergestellt hatte.
(6)  Abweichend von den Absätzen 1, 3 und 4 ist der Karteninhaber nicht zum 
Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Karteninhaber eine starke 
Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt hat oder der Zahlungsempfänger oder sein 
Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert hat, obwohl die Bank zur starken 
Kundenauthentifizierung nach § 55 ZAG verpflichtet war. Eine starke Kunden-
authentifizierung erfordert die Verwendung von zwei voneinander unabhän-
gigen Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen (etwas, das 
der Karteninhaber weiß, z.B. PIN oder Online-Passwort), Besitz (etwas, das 
der Karteninhaber besitzt, z.B. Kreditkarte oder mobiles Endgerät) oder Sein 
(etwas, das der Karteninhaber ist, z.B. Fingerabdruck).
(7)  Die Absätze 2, 5 bis 7 finden keine Anwendung, wenn der Karteninhaber
in betrü gerischer Absicht gehandelt hat.

10.2 Haftung des Karteninhabers ab Sperranzeige

Sobald der Verlust oder Diebstahl der Karte, die missbräuchliche Verwen-
dung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Karte, PIN oder 
Personalisiertem Sicherheitsmerkmal gegenü ber der Bank* oder einer Mas-
tercard/Visa Karte Repräsentanz angezeigt wurde, ü bernimmt die Bank alle 
danach durch Verfü gungen in Form
 der Abhebung von Bargeld oder
   der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunternehmen 
entstehenden Schäden. Handelt der Karteninhaber in betrü gerischer
Absicht, trägt der Karteninhaber auch die nach der Sperranzeige entstehen-
den Schäden.

11 Eigentum und Gültigkeit

Die Kreditkarte bleibt Eigentum der Bank. Sie ist nicht übertragbar und nur 
für den auf der Kreditkarte angegebenen Zeitraum gültig. Die Bank behält 
sich das Recht vor, auch während der Laufzeit einer Karte diese gegen eine 
neue auszutauschen. Kosten entstehen dem Karteninhaber dadurch nicht.

12 Kündigung

12.1 Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann vom 
Karteninhaber ohne Einhaltung einer Frist und von der Bank unter Einhal-
tung einer Kündigungsfrist von zwei Monaten schriftlich gekündigt werden. 

Das Recht der Bank zur Kündigung des Kartenvertrages und des Darlehens-
vertrages aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. Ein wesentlicher 
Grund liegt insbesondere vor, wenn der Karteninhaber falsche Angaben 
zu seiner Vermögenslage macht oder wenn eine wesentliche Verschlechte-
rung seiner Vermögenslage eintritt oder einzutreten droht und dadurch die 
Erfüllung von Verbindlichkeiten des Karteninhabers gefährdet ist. Die Bank 
wird bei der Ausübung des Kündigungsrechtes auf die berechtigten Belange 
des Karteninhabers Rücksicht nehmen. Die Kündigung des Karteninhabers 
wird erst mit der Rückgabe der Kreditkarte wirksam.

12.2 Wird der zwischen Arbeitgeber und Bank geschlossenene Rahmenver-
trag gekündigt, enden die Kreditkartenverträge der Corporate Card oder 
Mastercard TravelCard zum Zeitpunkt der Beendigung des Rahmenvertra-
ges. Die Bank wird die Karteninhaber informieren, sofern die Kündigung 
von seiten der Bank ausgesprochen wurde. Bei Ausscheiden des Kartenin-
habers aus dem Unternehmen des Arbeitgebers ist die Bank berechtigt, den 
Kreditkartenvertrag fristlos zum Austrittstermin zu kündigen.

12.3 Mit der Beendigung des Vertrages werden sämtliche Forderungen der 
Bank sofort fällig. Ein Sollsaldo wird erst ab Fälligkeit gemäß Ziffer 6.2 verz-
inst.

13 Einziehung und Sperre der Kreditkarte

(1) Die Bank darf die Karte sperren und den Einzug der Karte (z.B. an Geld-
automaten) veranlassen, 
 wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kündigen,
  wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies 

rechtfertigen oder
  wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwen-

dung der Karte besteht.
Die Bank wird den Karteninhaber unter Angabe der hierfür maßgeblichen 
Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre, über 
die Sperre unterrichten. Die Bank wird die Karte entsperren oder diese durch 
eine neue Karte ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr ge-
geben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Karteninhaber unverzüglich. 
(2)  Befindet sich auf der Karte für das Online-Banking ein TAN-Generator
oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der Karte auch eine 
Sperrung des Online-Banking-Zugangs zur Folge.
(3) Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen Karte eine Zusatzanwendung
gespeichert, so hat der Einzug der Karte zur Folge, dass er die Zusatzan-
wendung nicht mehr nutzen kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der 
Karte gespeicherte unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen kann der 
Karteninhaber von der Bank herausverlangen, nachdem diese die Karte von 
der Stelle, die die Karte eingezogen hat, zur Verfügung gestellt bekommen 
hat. Die Bank ist berechtigt, das Herausgabeverlangen in Bezug auf die un-
ternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu erfüllen, dass sie 
dem Karteninhaber die um die Zahlungsverkehrsfunktionen bereinigte Karte 
aushändigt. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer auf der Karte be-
findlichen bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach den für jene 
Zusatzanwendung geltenden Regeln.

14 Änderungen der Geschäftsbedingungen

Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem Karteninhaber spä-
testens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwer-
dens in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber mit der Bank im Rahmen 
seiner Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein-
bart (z. B. das Online-Banking), können die Änderungen auch auf diesem Weg 
angeboten werden. Der Karteninhaber kann den Änderungen vor dem vor-
geschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder zustimmen oder sie 
ablehnen. Die Zustimmung des Karteninhabers gilt als erteilt, wenn er seine 
Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die 
Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden Ände-
rungen dieser Bedingungen angeboten, kann er diese Geschäftsbeziehung 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn 
die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.

15 Gebühren und Entgelte

15.1 In Abhängigkeit von der im Rahmenvertrag zwischen Unternehmen und 
Bank getroffenen Vereinbarungen erhebt die Bank für die Bereitstellung der 
Kreditkarte eine Jahresgebühr in Höhe von maximal 94,00 Euro und belas-
tet das Kreditkartenkonto hiermit zu Beginn eines jeden Vertragsjahres oder 
stellt diese – im Falle einer Corporate Card / Mastercard TravelCard, sofern 
der Rahmenvertrag dies vorsieht – dem Arbeitgeber des Karteninhabers in 
Rechnung.
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15.2 Die vom Karteninhaber zu zahlenden Entgelte setzen sich aus der Jah-
resgebühr gemäß Ziffer 15.1 und karteneinsatzabhängigen Zusatzentgelten 
zusammen. Die karteneinsatzabhängigen Zusatzentgelte betragen zurzeit
  für den Auslandseinsatz 1,5 % des Umsatzes (bar/unbar); dieses Entgelt 

entfällt bei Auslandstransaktionen in Euro;
 für den Bargeldauszahlungsservice (für jede einzelne Bargeldauszahlung)

1. aus Guthaben der Kreditkarte: Festgebühr 3 Euro,
2.  bei Sollsaldo der Kreditkarte: 3 % der Auszahlungssumme, mindestens 

aber 5 Euro.Übersteigt der Auszahlungsbetrag das vorhandene Gutha-
ben, werden für den überschießenden Teil der Auszahlung 3 % berech-
net, mindestens aber 5 Euro.

15.3 Die Höhe der Jahresgebühr, die Umrechnungskurse und die Höhe der 
Entgelte für alle als gesondert zu vergüten bezeichneten Leistungen und 
für alle Zusatzleistungen, wie z. B. Bargeldabhebungen und Verwendung 
der Kreditkarte im Ausland, werden in den Geschäftsräumen der Bank im 
Preis- und Leistungsverzeichnis bekannt gemacht. Sie können vom Kartenin-
haber telefonisch abgefragt werden; sie werden ihm auf besonderen Wunsch 
schriftlich übermittelt. Soweit in einer Rahmenvereinbarung zur Kreditkarte 
zwischen der Bank und dem Arbeitgeber des Karteninhabers abweichende 
Gebühren und Entgelte vereinbart wurden, gelten diese entsprechend.

16 Schlussbestimmungen

16.1 Die Bank übernimmt keine Gewähr dafür, dass die mit der Kredit-
karte verbundenen unentgeltlichen Zusatzleistungen, die nicht Be-
standteil dieser Vereinbarung sind, z. B. mit der Kreditkarte verbun-
dene Versicherungsleistungen, während der gesamten Vertragsdauer 
zur Verfügung stehen. Die Bank behält sich vielmehr vor, diese Leistungen 
jederzeit neu zu gestalten oder unter Erstattung eines angemessenen Teils 
der Jahresgebühr ersatzlos entfallen zu lassen.

16.2 Das Vertragsverhältnis unterliegt deutschem Recht. Erfüllungsort ist 
Frankfurt am Main. Ergänzend gelten die allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der Degussa Bank AG.

16.3 Sofern in einem Kooperations- oder Rahmenvertrag mit einer Firma, 
die Arbeitgeber des Karteninhabers ist oder mit dessen Arbeitgeber in 
einem Unternehmensverbund steht, zugunsten des Karteninhabers ab-
weichende Vertragsbedingungen vereinbart sind, gelten zugunsten des 
Karteninhabers die in dem Kooperations- oder Rahmenvertrag mit der 
Firma bzw. dem Arbeitgeber vereinbarten Vertragsbedingungen, wenn sie 
bessere Konditionen enthalten.

Bankauskunft und Datenaustausch mit dem Arbeitgeber

Die Degussa Bank AG (nachfolgend: „Bank“) wird die für die Erteilung und 
Benutzung erforderlichen Bankauskünfte bei meiner kontoführenden Bank, 
die ich zur Erteilung von Auskünften an die Bank ermächtige, soweit es für 
Abschluss und Fortbestand des Kreditkartenvertrages erforderlich ist, sowie 
bei Kreditinformationsdiensten einholen. Die Bank kann zur Ermittlung der 
aktuellen Anschrift bei meinem Arbeitgeber Auskünfte einholen. Die Trans-
aktionsdaten meiner Kreditkarte werden im Rahmen der Vertragsdurchfüh-
rung seitens der Bank meinem Arbeitgeber zu Auswertungszwecken zur Ver-
fügung gestellt. Mein Arbeitgeber ist berechtigt, die Degussa Bank AG über 
mein Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis zu informieren. Die Degussa 
Bank AG wird daraufhin die Kreditkarte zum Austrittstermin sperren. Bei der 
Einholung von Auskünften darf die Bank nur die von mir selbst angegebenen 
Personendaten ermitteln. Soweit die Bank zur Einholung von Auskünften be-
fugt ist, gestatte ich die Speicherung der mich betreffenden Daten.

Datenaustausch mit Auskunfteien, Befreiung vom Bankgeheimnis

Wir übermitteln im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung erhobene perso-
nenbezogene Daten über die Beantragung, die Durchführung und Beendi-
gung dieser Geschäftsbeziehung sowie Daten über nicht vertragsgemäßes 
Verhalten oder betrügerisches Verhalten an die SCHUFA Holding AG, Kormo-
ranweg 5, 65201 Wiesbaden. Rechtsgrundlagen dieser Übermittlungen sind 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO). Übermittlungen auf der Grundlage von 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO dürfen nur erfolgen, soweit dies zur 
Wahrung berechtigter Interessen der Bank oder Dritter erforderlich ist und 
nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 
Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 
Der Datenaustausch mit der SCHUFA dient auch der Erfüllung gesetzlicher 
Pflichten zur Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Kunden 
(§ 505a des Bürgerlichen Gesetzbuches, § 18a des Kreditwesengesetzes). 
Sie befreien uns insoweit auch vom Bankgeheimnis. Die SCHUFA verarbeitet 
die erhaltenen Daten und verwendet sie auch zum Zwecke der Profilbildung 
(Scoring), um ihren Vertragspartnern im Europäischen Wirtschaftsraum und 
in der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu diesen ein Ange-
messenheitsbeschluss der Europäischen Kommission besteht) Informationen 
unter anderem zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen Perso-
nen zu geben. Nähere Informationen zur Tätigkeit der SCHUFA können dem 
SCHUFA-Informationsblatt nach Artikel 14 DSGVO entnommen werden, das 
hier als Anlage beigefügt ist.

Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und evtl. Geburtsdatum) zum 
Zweck der Bonitätsprüfung und des Bezugs von Informationen zur Beurtei-
lung des Zahlungsausfallrisikos auf Basis mathematisch-statistischer Ver-
fahren unter Verwendung von Anschriftendaten an die infoscore Consumer 
Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden. Rechtsgrundlagen dieser 
Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe f der DSGVO. Übermittlungen auf der Grundlage dieser Bestim-
mungen dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen unseres Unternehmens oder Dritter erforderlich ist und nicht die 
Interessen der Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die 
den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Detaillierte In-
formationen zur ICD i. S. d. Artikels 14 Europäische Datenschutzgrundverord-
nung („EU-DSGVO“), d. h. Informationen zum Geschäftszweck, zu Zwecken 
der Datenspeicherung, zu den Datenempfängern, zum Selbstauskunftsrecht, 
zum Anspruch auf Löschung oder Berichtigung etc., finden Sie im anliegen-
den Informationsblatt der infoscore Consumer Data GmbH.

Datenübermittlung, -erhebung, -verarbeitung und -nutzung für Versi-
cherungen (nur bei Kreditkarten Gold und Kreditkarten Silber)

Kreditkarten mit einem Versicherungspaket sind mit Versicherungen verbun-
den, die von Dritten (Chubb European Group SE, Direktion für Deutschland, 
Baseler Str. 10, 60329 Frankfurt am Main, nachfolgend: „Versicherer“) er-
bracht werden, die ihrerseits weitere Unternehmen beauftragen.

Die Bank verarbeitet zum Zwecke des Abschlusses und der Durchführung 
zusätzlicher Versicherungsverträge bei einem Antrag auf Ausgabe einer 
Kreditkarte personenbezogenen Daten und übermittelt diese an Dritte.

Meine personenbezogenen Daten werden von diesen Dritten im Rahmen 
des Abschlusses und der Durchführung von Versicherungsverträgen verar-
beitet und im erforderlichen Umfang, der sich aus den Antragsunterlagen 
oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, Versicherungsfälle, Risiko-/Ver-
tragsänderung) ergibt, an Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und 
zur Ab wicklung der Rückversicherung sowie zur Beurteilung des Risikos und 
der Ansprüche an andere Versicherer oder Dritte übermittelt. 

Zu diesem Zweck entbinde ich die Bank vom Bankgeheimnis. Soweit dies der 
ordnungsgemäßen Durchführung meiner Vertragsangelegenheiten dient, 
wird der Versicherer allgemeine Vertrags-, Abrechnungs- und Leistungsda-
ten an seine Vertreter weitergeben. 

Es gelten die Datenschutzhinweise der Degussa Bank AG, die Ihnen im 
Zuge der Kreditkartenbeantragung zur Verfügung gestellt wurden. Sie 
finden unsere Datenschutzhinweise außerdem auf unserer Website 
firmenkarten.degussa-bank.de.
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